
STIMME DER WIRTSCHAFT
  ZÜRICH SCHAFFHAUSEN ZUG

PORTRÄT
JAHRESBERICHT 2020



Die Zürcher Handelskammer (ZHK) 
vertritt die wirtschaftspolitischen  
Interessen von rund 1100 Unternehmen 
aus allen Branchen in den Kantonen  
Zürich, Schaffhausen und Zug. Ziel ist 
es, liberale und marktwirtschaftlich  
geprägte Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft zu schaffen. Mit ihrer 
148-jährigen Geschichte zählt die 1873 
gegründete Zürcher Handelskammer  
zu den ältesten und traditionsreichsten 
Wirtschaftsverbänden der Schweiz.
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Liebe Leserinnen und Leser  

Das Jahresporträt 2020 der Zürcher Handelskammer widmen wir  
dem Thema Schweiz und Europa. Man mag sich fragen, weshalb  
dies für einen regionalen Wirtschaftsverband von Relevanz ist. Bei 
näherer Betrachtung zeigt sich jedoch, wie eng die Verflechtung  
des Wirtschaftsraums Zürich mit Europa ist. Und die Themen, die 
letztes Jahr im Zentrum standen – der Austritt Grossbritanniens  
aus der EU oder auch die Kontroversen um die Personenfreizügigkeit 
oder ein Rahmenabkommen der Schweiz mit der EU –, haben auch  
eine grosse Bedeutung für unseren Wirtschaftsraum. 

Auch wenn andere Märkte über die letzten Jahre an Bedeutung 
gewonnen haben, bleibt die EU unser wichtigster Handelspartner. 
Europa ist uns aber nicht nur wirtschaftlich nah. Es verbindet uns eine 
gemeinsame Geschichte und der kulturelle Austausch ist intensiv.  
Umso grösser ist unser Interesse, dass dieses gute Verhältnis erhalten 
bleibt, dass die Schweizer Wirtschaft weiterhin einen diskriminie- 
rungsfreien Zugang zum europäischen Binnenmarkt hat, junge Men-
schen ohne Einschränkungen europaweit studieren und unsere  
Hochschulen an Forschungsprojekten teilhaben oder wir gegenseitig 
Arbeits stellen in anderen Ländern antreten können. 

Mit den bilateralen Verträgen mit der EU ist die Schweiz sehr gut 
gefahren. Eine Studie der deutschen Bertelsmann Stiftung zeigt auf, 
dass wir innerhalb Europas am meisten profitieren vom Binnenmarkt.1 
Unsere Bevölkerung hat zudem in Volksabstimmungen mehrfach 
bekräftigt, dass sie hinter diesen Verträgen steht. Die EU will nun mit 
der Schweiz gewisse Regeln dafür definieren, wie sich dieses Verhält- 
nis in Zukunft entwickeln soll. Daran haben auch wir ein Interesse. Denn 
zusätzlich zu den Gebieten, welche die bestehenden Verträge abde- 
cken, besteht Handlungsbedarf zum Beispiel im Bereich Strommarkt 
oder den Finanzdienstleistungen. 

Die ZHK hat schon vor einiger Zeit erklärt, dass sie sich grundsätzlich 
für ein solches Regelwerk oder eben ein Rahmenabkommen mit der  
EU ausspricht. Die Wirtschaft braucht Rechtssicherheit, und eine solche 
können nur verbindliche Grundsätze liefern. Es ist aber auch klar, dass 
dies seinen Preis hat, da darf man sich keine Illusion machen. Es wird ab- 
zuwägen sein, ob er angemessen oder zu hoch ist. Es ist nun Aufgabe 
des Bundesrates, der Schweizer Bevölkerung und der Wirtschaft das Er- 
gebnis seiner Verhandlungen hinzulegen, damit eine konkrete und 
sachliche Diskussion möglich wird. Die ZHK wird sich konstruktiv daran 
beteiligen, denn wir wissen, was aus Sicht unseres Wirtschaftsstand- 
orts auf dem Spiel steht. 

Herzlich, Karin Lenzlinger

WORT DER PRÄSIDENTIN

 « Auch wenn andere 
Märkte an Bedeutung  
gewonnen haben, bleibt 
die EU unser wichtigster 
Handelspartner.» 

Dr. Karin Lenzlinger 
ist seit 2013 Präsidentin der 
Zürcher Handelskammer. 
Daneben übt sie diverse Man - 
date aus, unter anderem  
ist sie Präsidentin der Zürcher 
Oberland Medien AG, Vize-
präsidentin des Verwaltungs-
rats der SV Group und  
Mit glied des Vorstandes von 
economiesuisse. 

1  www.bertelsmann-stif- 
tung.de/de/publikationen  
«Estimating economic 
 benefits of the Single 
 Market for European 
 countries and regions»
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Einsatz der ZHK für die Wirtschaft
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Schweiz – Europa

14
Die Zürcher Handelskammer setzt sich auf 
verschiedenen Ebenen für einen attraktiven 
Wirtschaftsstandort ein. Dazu gehören die 
aktive Teilnahme am vorparlamentarischen 
Rechtssetzungsprozess auf Bundes- und 
Kantonsebene, Empfehlungen zu Abstim-
mungen, der direkte Kontakt zu Mitgliedern 
von Behörden und Verwaltung wie auch  
das Anstossen von Diskussionen – unter 
anderem zum Thema Schweiz – Europa.

Die europäischen Staaten und die EU sind 
die wichtigsten Handelspartner der Schweiz. 
Die Zürcher Handelskammer setzt sich 
deswegen für zuverlässige und starke Be- 
ziehungen mit Europa ein, welche güns- 
 tige Rahmenbedingungen und Rechtssicher-
heit sowohl für den Aussenhandel und  
den Luftverkehr als auch die Bildung und 
Forschung gewährleisten. Auch für die  
ZHK und ihre Mitglieder ist die internationale 
Vernetzung von grosser Bedeutung. Aus 
diesen Gründen befasst sich das vorliegende 
Porträt mit dem wichtigen Thema der Be- 
ziehungen zwischen der Schweiz und Europa.
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Die schweizerische Europapolitik 
steht am Scheideweg 
Der bilaterale Weg gilt als Erfolgsgeschichte. Er wird von 
Volk und Ständen getragen und liefert grossenteils die 
gewünschten Resultate. Nun ist die Schweiz gefordert, mit 
dem Rahmenabkommen die Grundlage für die Fort-
führung des bilateralen Wegs zu legen. Eine tragfähige 
Alternative ist nicht in Sicht.
AUTOR: PROF. DR. MATTHIAS OESCH

Bilaterale Abkommen
Das bilaterale Vertragsnetz zwischen der 
Schweiz und der EU umfasst rund 20 Haupt-
abkommen und über 100 weniger bekannte 
weitere Abmachungen. Ausgangspunkt und 
Grundlage bildet das Freihandelsabkommen 
von 1972. 1989 wurde das Versicherungsab-
kommen abgeschlossen. Nach der Ablehnung 
des Beitritts zum EWR 1992 führte die Schweiz 
die Tradition pragmatisch-bilateraler Bezie-
hungen fort. 1999 wurden die sieben Abkom-
men der Bilateralen I abgeschlossen (Personen-
freizügigkeit, technische Handelshemmnisse, 
Beschaffungswesen, landwirtschaftliche Er-
zeugnisse, Luftverkehr, Güter- und Personen-
verkehr, Forschung). Weitere Verhandlungen 
führten 2004 zur Unterzeichnung der neun Ab-
kommen der Bilateralen II (Schengen/Dublin, 
Zinsbesteuerung, Betrugsbekämpfung, Nicht-
besteuerung von pensionierten EU-Beamten, 
landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse, 
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Prof. Dr. Matthias Oesch  
ist Professor für Öffent-
liches Recht, Europa-
recht und Wirtschafts -
völkerrecht an der  
Universität Zürich.

Statistik, Umwelt, Film, Bildung). Seit 2004 
wurden nur noch vereinzelt Abkommen verein-
bart (z. B. Zollerleichterung, Informationsaus-
tausch in Steuersachen, Treibhausgasemissi-
onshandel).

Demokratische Legitimation
Volk und Stände haben den bilateralen Weg 
wiederholt bestätigt. Sie stimmten dem Ab-
schluss des Freihandelsabkommens zu (1972). 
Bei Referenden über die Bilateralen I (2000), 
die Personenfreizügigkeit (2005, 2009), 
Schengen/Dublin (2005, 2009, 2019) und die 
Kohäsionsmilliarde (2006) obsiegten die pro-
europäischen Kräfte. Die Volksinitiativen 
«EU-Beitrittsverhandlungen vors Volk»! (1997) 
und «Ja zu Europa»! (2001) wurden wuchtig 
abgelehnt; dasselbe gilt für die Volksinitiative 
«Für eine massvolle Zuwanderung (Begren-
zungsinitiative)», welche die Kündigung der 
Personenfreizügigkeit verlangte (2020).

Demgegenüber stellte die Annahme der 
Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung» 
den bilateralen Weg ernsthaft in Frage (2014). 
Das Parlament wählte schliesslich eine «Um-
setzung», welche das Personenfreizügigkeits-
abkommen nicht verletzt (Inländervorrang 
light). Es gewichtete den Grundsatz «Pacta 
sunt servanda» höher als den verfassungs-
rechtlichen Auftrag zur eigenständigen Steue-
rung der Zuwanderung, ein europapolitisch 
begrüssenswertes, verfassungsrechtlich aber 
umstrittenes Vorgehen.
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Bedeutung
Die bilateralen Abkommen tragen wesentlich 
dazu bei, die Nachteile, welche im Nachgang 
zur Ablehnung des Beitritts zum EWR befürch-
tet wurden, zu minimieren. Schweizerische Un-
ternehmen erhalten Zugang zum europäi-
schen Markt. Die Schweiz profitiert von 
weiteren Abkommen, welche die Integration in 
den europäischen Rechtsraum und die Teilnah-
me an Agenturen und Programmen der EU er-
möglichen. Auf diese Weise wirkt die Schweiz 
im europäischen Verwaltungsverbund mit.

Entsprechend eng ist die wirtschaftliche 
Vernetzung. Die Schweiz hat – als Drittstaat! – 
pro Kopf von allen europäischen Staaten am 
meisten von der Errichtung des Binnenmark-

tes profitiert (Bertelsmann Stiftung, 2019). 
Knapp 48 % aller Exporte aus der Schweiz ge-
hen in den EU-Raum. Rund 65 % aller Importe 
in die Schweiz stammen aus dem EU-Raum. 
Das Hauptaugenmerk liegt auf dem deut-
schen Markt, der knapp 20 % aller Exporte aus 
der Schweiz abnimmt und für 27 % aller Impor-
te in die Schweiz verantwortlich zeichnet. Zur-
zeit wohnen mehr als 1ʼ400ʼ000 EU/EF-
TA-Bürgerinnen und -Bürger in der Schweiz. 
330ʼ000 Grenzgängerinnen und Grenzgänger 
aus der EU arbeiten in der Schweiz. Umgekehrt 
ist aber auch die Schweiz für die EU wichtig. In 
absoluten Zahlen ist die Schweiz nach China, 
den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten 
Königreich die viertwichtigste Handelspartne-
rin der EU.

Über den unmittelbaren volkswirtschaftli-
chen Nutzen hinaus widerspiegelt das dichte 

Vertragsnetz zudem eine Geisteshaltung, wo-
nach sich die Schweiz als Teil Europas versteht 
und bereit ist, einen Beitrag zur gemeinsamen 
Problemlösung und zum Wohlergehen auf dem 
Kontinent zu leisten.

Rahmenabkommen
Die EU und die Schweiz verhandeln seit 2014 
über ein institutionelles Abkommen (InstA). 
2018 erklärte die EU den vorliegenden Text für 
endgültig. Demnach ist es auf fünf Abkommen 
der Bilateralen I anwendbar sowie auf neue 
Marktzugangsabkommen, mit denen die 
Schweiz am Binnenmarkt teilnimmt. Das 
Freihandelsabkommen ist – zumindest vorder-
hand – nicht betroffen.

Streitigkeiten werden durch ein Schiedsge-
richt beurteilt. Für die Auslegung von Begriffen 
des EU-Rechts wird der EuGH befasst, was 
stimmig ist: Es handelt sich um Recht, das 
zwar auf die Schweiz ausgedehnt wird, we-
sensmässig aber EU-Recht bleibt, dessen Aus-
legung dem EuGH obliegt. Zudem deutet 
nichts darauf hin, dass der EuGH tendenziell 
«gegen die Schweiz» entscheiden würde.  
Sofern eine Partei einen Schiedsspruch nicht 
umsetzt, kann die andere Partei Ausgleichs-
massnahmen ergreifen. Damit wird die Streit-
beilegung entpolitisiert, was der Schweiz in die 
Hände spielt. Sie wird vor einseitigen Mass-
nahmen der EU geschützt. Umgekehrt kann 
sie Ansprüche gerichtlich einfordern.

Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
Hand zu bieten für die Übernahme von neuen 
EU-Rechtsakten. Der Übernahmeprozess wird 
formalisiert und dynamisiert. Gleichzeitig wird 
das hierzulande vorherrschende Demokratie-
verständnis herausgefordert: Der Druck nimmt 
zu, Weiterentwicklungen zu akzeptieren, weil 
andernfalls Ausgleichsmassnahmen drohen. 
Die Unionsbürgerrichtlinie wird nicht erwähnt, 
womit damit gerechnet werden muss, dass die 
EU den Prozess für die Übernahme der Richt-
linie auslösen wird.

Die EU und die Schweiz verfolgen gleicher-
massen das Ziel, die freie Erbringung von 
Dienstleistungen zu gewährleisten und die Ar-
beitnehmerrechte zu garantieren («gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort»). Die 
EU schlägt vor, dass die Schweiz die revidierte 
Entsenderichtlinie und die Durchsetzungs-
richtlinie akzeptiert. Dabei soll es der Schweiz 
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« Die bilateralen Abkom-
men tragen wesentlich  
dazu bei, die Nachteile, wel-
che im Nachgang zur Ab-
lehnung des Beitritts zum 
EWR befürchtet wurden,  
zu minimieren.» 
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erlaubt sein, risikobasiert eine Voranmeldefrist 
von vier Arbeitstagen und eine Kautionspflicht 
für fehlbare Firmen vorzusehen. Hier ist die  
EU der Schweiz entgegengekommen; kein 
 anderer EU-/EWR-Mitgliedstaat verfügt über 
dergestalt «immunisierte» Spielräume.

Das InstA formuliert die Grundsätze, wel-
che bei der Gewährung von staatlichen Beihil-
fen zu beachten sind, und verpflichtet zur Er-
richtung einer Überwachungsbehörde. Diese  
Beihilferegeln werden in der Schweiz einen Pa-
radigmenwechsel bewirken, wenn das Freihan-
delsabkommen modernisiert und dem InstA 
unterstellt werden sollte. Mit Ausnahme des 
Beihilferechts sind die Parteien aber weiterhin 
selbst für die Durchführung, die Überwachung 
und den Rechtsschutz zuständig (Zweisäulen-
prinzip), ein vorteilhaftes Resultat für die 
Schweiz.

Der Bundesrat bekräftigte seine positive 
Einschätzung des vorliegenden Texts. Gleich-
zeitig verlangt er Klärungen in drei Bereichen: 
i) Gewährleistung des Lohnschutzes; ii) Nicht-
übernahme der Unionsbürgerrichtlinie; iii) 
Nichtanwendbarkeit der Beihilferegeln auf das 
Freihandelsabkommen. Während eine Klärung 
in Bezug auf den letzten Punkt möglich scheint, 
sind die Fronten beim Lohnschutz und bei der 
Unionsbürgerrichtlinie verhärtet. Hier wird die 
EU der Schweiz kaum umfassend entgegen-
kommen. 

Am Scheideweg
Damit steht die Schweiz vor einem wegwei-
senden Entscheid. Es geht darum, mit einem 
neuen institutionellen Rahmen die Vorausset-
zungen für die Fortführung des bilateralen 
Wegs zu schaffen. Das InstA stellt den bilate-
ralen Acquis auf eine solide Grundlage und 
trägt zu seiner weiteren Verrechtlichung bei. 
Es gehört zum Preis, den die Schweiz dafür be-
zahlt, sektoriell mitgliedstaatsähnlich am Bin-
nenmarkt teilzuhaben, ohne die Regeln des 
Clubs vollumfänglich akzeptieren zu müssen. 
Die EU verlautete, dass sie ohne InstA nicht 
bereit ist, die geltenden Abkommen aufzuda-
tieren (z. B. Medizinaltechnik), Hand zu bieten 
für Kooperationen in weiteren Bereichen (z. B. 
Börsenäquivalenz, Horizon Europe, Kultur, Ge-
sundheit) und neue Abkommen über die Betei-
ligung am Binnenmarkt abzuschliessen (z. B. 
Stromabkommen). Bei einem Scheitern des 
InstA besteht die Gefahr, dass der bilaterale 
Weg erodiert; das ist keine verlockende Per-
spektive.

Eine tragfähige Alternative ist nicht in Sicht. 
Vereinzelt wird gefordert, den Rückbau des bi-
lateralen Acquis zu einem – allenfalls moderni-
sierten – Freihandelsabkommen zu prüfen. Ein 
solches Arrangement würde zwar erlauben, in-
stitutionell weiterhin nach klassisch völker-
rechtlichen Mustern zu verfahren. Es würde 
den Bedürfnissen der hiesigen Wirtschaft al-
lerdings kaum angemessen Rechnung tragen. 
Auch wäre eine enge Zusammenarbeit in aus-
gewählten Bereichen – wie Personenfreizügig-
keit und Schengen/Dublin – nicht möglich. Die 
Scheidungsverhandlungen der EU mit dem 
Vereinigten Königreich haben gezeigt, dass die 
EU gegenüber Drittstaaten weiterhin konse-
quent auftritt und ihnen nur eine mitglied-
staatsähnliche Beteiligung am Binnenmarkt 
gewährt, wenn sie den Grundsatz der Unteil-
barkeit der Grundfreiheiten und das institutio-
nelle Credo des «Form Follows Function» res-
pektieren; es gibt «kein Rosinenpicken» 
(Europäischer Rat, 2017). Die Schweiz tut gut 
daran, sich dieser Grundsätze bewusst zu sein. 
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« Das Rahmenabkommen 
gehört zum Preis, den die 
Schweiz dafür bezahlt, sek-
toriell mitgliedstaatsähnlich 
am Binnenmarkt teilzu-
haben, ohne die Regeln des 
Clubs voll umfänglich akzep-
tieren zu müssen.» 


